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A N T R A G  

der CDU-Landtagsfraktion 

betr.: Schulische Inklusion im Saarland neu aufstellen – Förderung sichern, 

Transparenz schaffen und Förderschulen stärken 

Der Landtag stellt fest: 

Der Anspruch schulischer Inklusion ist richtig: Kinder mit Behinderung oder 

sonderpädagogischem Förderbedarf sollen gemeinsam lernen können und die 

Unterstützung erhalten, die sie für eine erfolgreiche schulische Entwicklung 

benötigen. Entscheidend ist dabei nicht, an welcher Schulform ein Kind statis-

tisch geführt wird, sondern ob eine seinem individuellen Bedarf entsprechende 

Förderung tatsächlich gewährleistet ist. 

Die bisherige Umsetzung der schulischen Inklusion im Saarland wird diesem 

Anspruch jedoch nicht gerecht. Seit Jahren wurde die inklusive Beschulung 

ausgeweitet, ohne gleichzeitig die reale Entwicklung der Rahmenbedingungen 

vor Ort in den Blick zu nehmen, ohne in ausreichendem Umfang sonderpäda-

gogisches Personal, verlässliche Strukturen und transparente Mindeststan-

dards zu schaffen. Die Folge ist, dass die notwendige sonderpädagogische För-

derung an den Regelschulen vielfach nicht verlässlich beim einzelnen Kind an-

kommt. 

So stehen im Schuljahr 2025/26 den Grundschulen rechnerisch durchschnitt-

lich lediglich 2,33 Wochenstunden einer Förderschullehrkraft je Klasse und den 

Gemeinschaftsschulen 2,88 Wochenstunden zur Verfügung. Diese Zeit wird zu-

dem nicht ausschließlich für die unmittelbare Förderung eingesetzt, sondern 

auch für Beratung, Diagnostik, Förderplanung, Organisation und teilweise Ver-

tretungsunterricht. Sind mehrere Kinder mit Unterstützungsbedarf in einer 

Klasse, müssen sie sich die ohnehin knappe Ressource teilen.  
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Zugleich fehlt es an Transparenz. Seit dem Schuljahr 2014/15 wird der son-

derpädagogische Förderbedarf bei inklusiv unterrichteten Kindern an Regel-

schulen nicht mehr verbindlich festgestellt. Auch die amtliche Schulstatistik 

weist diese Kinder nicht gesondert aus. Damit fehlt jegliche belastbare Grund-

lage dafür, Personal und Förderstunden gezielt nach dem tatsächlichen Bedarf 

zu steuern. 

Parallel dazu geraten die Förderschulen zunehmend unter Druck. Seit Einfüh-

rung der inklusiven Schule ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler an För-

derschulen um 18,6 Prozent gestiegen. Im Schuljahr 2025/26 besuchen 4.101 

Kinder eine Förderschule. Dennoch wurde in erheblichem Umfang sonderpäda-

gogisches Personal aus diesem Bereich in die inklusive Beschulung verlagert. 

Zusätzlich fehlen an 15 von 39 Förderschulen Schulräume; mindestens 27 

Klassen werden in Containern, ausgelagerten Standorten oder dauerhaften Au-

ßenstellen unterrichtet. 

Schulbegleiterinnen und Schulbegleiter leisten einen unverzichtbaren Beitrag 

zur Teilhabe am Schulalltag. Im Schuljahr 2025/26 waren 2.128 Schulbeglei-

tungen an saarländischen Schulen tätig. Ihre Arbeit kann und darf jedoch nicht 

dazu eingesetzt werden, um über Lücken im Unterricht, in der sonderpädago-

gischen Diagnostik, der Förderplanung und der pädagogischen Verantwortung 

hinwegzutäuschen. 

Eine wirksame Inklusionspolitik muss daher stärker vom individuellen Bedarf 

des Kindes ausgehen. Für die CDU-Landtagsfraktion gilt: So viel gemeinsame 

Beschulung wie möglich – so viel spezialisierte Förderung wie nötig. 

Eltern und Kinder brauchen eine echte Wahl zwischen qualitativ hochwertigen 

Bildungsangeboten. Nicht der Name des Lernortes entscheidet über gelingende 

Inklusion, sondern die Qualität und Passgenauigkeit der Förderung. 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird gewährleisten: 

1. Die Feststellung sonderpädagogischen Förderbedarfs ist als Vorausset-

zung für die inklusive Unterrichtung von Kindern und Jugendlichen mit 

Behinderungen schulrechtlich zu verankern. 

2. Die Anzahl der inklusiv unterrichteten Schülerinnen und Schüler mit Be-

hinderungen ist in der Schulstatistik auszuweisen. 

3. Die Einzelheiten der für das Gelingen inklusiver Unterrichtung erforder-

lichen personellen Zusatzausstattung der inklusiven Schulen sind durch 

Rechtsverordnung zu regeln. Dabei ist u.a. zu bestimmen, dass die son-

derpädagogische Förderung der Schülerinnen und Schüler mit Behinde-

rungen durch Förderschullehrkräfte geleistet wird. 

4. Für die an den Regelschulen und Förderschulen tätigen Eingliederungs-

helferinnen und Eingliederungshelfer ergeht eine Aufgabenbeschrei-

bung. Darin ist u.a. klarzustellen, dass ihre Aufgabe ausschließlich darin 
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besteht, Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen den Schulbesuch 

als solchen überhaupt erst zu ermöglichen (z.B. Begleitung auf dem 

Schulweg, Orientierung im Schulgebäude, Beschaffung von Hilfsmitteln 

und Unterrichtsmaterialien, Hilfe beim Essen und beim Toilettengang) 

und dass jegliche Art von pädagogischer Tätigkeit der Lehrkraft vorbe-

halten ist. 

5. Für die Förderschulen ist eine bis jetzt fehlende Schulentwicklungspla-

nung zu erarbeiten, um mit Blick auf das starke Anwachsen der Anzahl 

der Schülerinnen und Schüler an Förderschulen für alle Gebietsteile des 

Landes die Schulraumkapazitäten für ein wohnortnahes, nach sonder-

pädagogischen Förderschwerpunkten gegliedertes Förderschulangebot 

zu gewährleisten. 

B e g r ü n d u n g :  

Erfolgt mündlich. 


